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Vorwort 

„Manchmal, wenn Andreas Marx, 49, ins Denken kommt, wähnt er sich auf einer 

Schussfahrt hin zum bösen Ende. Ihn verlässt dann jede Hoffnung. Marx ist 

Kantinenpächter im Berliner Finanzamt Kreuzberg. Eine Stelle, die er vor gut 

neun Jahren antrat, weil ihm damals das „Angebot ohne Nebenkosten“ reizte, er 

weder für Putzdienste noch für Ausstattung oder Miete aufzukommen hatte und 

sich deshalb preußische Steuerdisziplin und darüber hinaus noch drei Angestellte 

leisten konnte. Auch kam die Kundschaft zahlreich. 

Mittlerweile zahlt Andreas Marx Pacht, zahlt für Wasser und Strom, zahlt für 

Parkplätze vor dem Amt und bewältigt die Arbeit allein. Kocht, wäscht ab, 

bedient, putzt, kauft ein, ist von morgens 4.30 Uhr bis nachmittags 18 Uhr im 

Dienst, ist selbst am Wochenende vor Ort. Erstellt dann den Speiseplan, führt das 

Kassenbuch. Das Amt und seine Beamten knausern. „Eher früher als später“ will 

Marx sich deshalb ganz woanders wiederfinden. „Vielleicht hinter dem Tresen 

einer Currywurstbude.“  

Marx hätte dann, so seine stille Hoffnung, ein im Verhältnis zum Aufwand 

immerhin akzeptables Auskommen. Könnte auch einmal wie andere „aus der 

Lade heraus“ verkaufen und nicht nur über registrierte Kassenbons, was „gewisse 

Spielräume“ gäbe. Im Finanzamt aber schaue man ihm, mehr noch als anderswo, 

„auf die Finger“. 

Darin eine ungebührliche Form von Kontrolle zu entdecken liegt dem 

Kantinenpächter fern. Eher scheint ihm das Gebaren seiner Beamten, diese 

antrainierte penible Korrektheit, wie ein Reflex aus Zeiten, als deren Arbeit selbst 

noch auf stabilen staatstragenden Fundamenten ruhte. Doch geht diese Welt, 

davon ist zumindest Marx überzeugt, „gerade ebenso in die Brüche wie die 

meinige“. 

Tatsächlich will es auch dem Kantinenbesucher Volker Luthardt, seines Zeichens 

Hauptsachgebietsleiter Betriebsprüfung am Finanzamt Kreuzberg, immer häufiger 

so scheinen, als wandele er über Treibsand und drohe zu versinken. „Der Boden, 

auf dem wir stehen“, sagt er mit der Miene eines desillusionierten 

Entdeckungsreisenden, „ist nicht mehr sicher. Und allein durch Lesen der Gesetze 

kommen wir oft nicht mehr weiter.“ 

Es liegt in diesen zwei Sätzen das ganze große Drama des deutschen Steuerrechts, 

und es ist zugleich die exakte Beschreibung all jener Niederlagen, die eine 
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frustrierte, überforderte, jedes Elans beraubte und zum Prügelknaben gestempelte 

Beamtenschaft Tag für Tag einstecken muss. Um von der Masse der 

Steuerpflichtigen erst gar nicht zu sprechen. 

Natürlich kommentiert niemand in der Kreuzberger Steuerbehörde offen den 

politisch motivierten Wahnsinn einer Fiskalpolitik und Finanzrechtsprechung, die 

im vorgeblichen Bemühen, es allen Interessengruppen recht zu machen, die 

Ungerechtigkeit zum System erhebt. Die Vereinfachung zum Ziel erklärt und 

zugleich im Paragrafendschungel Dünger streut. Die Gesetze beschließt, ohne 

deren wahre Auswirkung solide zu berechnen. Die Formulierungen absegnet, die 

selbst Experten nicht mehr verstehen. Und die sich in immer kürzeren zeitlichen 

Ordnungsprinzipien ergänzt, umschreibt oder gar für null und nichtig erklärt. 

Weshalb man sich in Kreuzberg Sorgen macht, „Sorgen um den gesellschaftlichen 

Zustand der Republik“.“1 

Dieser Ausschnitt aus einem Artikel der Zeitschrift Focus dürfte so ziemlich 

genau die derzeitige Lage vieler Steuerpflichtigen als auch Finanzbeamten treffen. 

Nicht zuletzt das im vorgenannten Artikel dargestellte Wirrwarr der Gesetze 

begünstigt die Steuerhinterziehung, welcher aufgrund der unzureichenden 

personellen Ausstattung der Finanzämter nicht mehr Herr zu werden ist. 

Die Haushalte von Bund und Ländern wären weitgehend saniert, würde der Staat 

bei der Umsatzsteuer nicht schamlos betrogen. Nach einem Gutachten des 

Bundesrechnungshofs entgehen Bund und Ländern durch 

Umsatzsteuerhinterziehung und andere Umgehungen jährlich Steuereinnahmen in 

zweistelliger Milliardenhöhe.2  

Zum 01.01.2002 trat deshalb das Steuerverkürzungsbekämpfungsgesetz in Kraft, 

welches insbesondere die Sicherung des Umsatzsteueraufkommens im Blickfeld 

hat.  

Diese Diplomarbeit beleuchtet das vorgenannte Gesetz und deren Wirksamkeit, 

stellt einige Arten von Umsatzsteuerhinterziehungen und darüber hinaus 

Lösungsansätze zur Bekämpfung der Umsatzsteuerhinterziehung dar. Da von der 

Steuerhinterziehung nicht nur die Umsatzsteuer betroffen ist, werden in dieser 

Diplomarbeit auch einige andere Steuerarten „gestreift“. 

                                                 
1 Borchert, Hans/ Fragasso Claudio und Marco: Aktenzeichen Irrsinn, Leidstätte Finanzamt: Den  
   Beamten geht es wie den Steuerzahlern – sie blicken nicht mehr durch, in: Focus 42/2003 S. 163  
   - 168 
2 http://www.heute.t-online.de/ZDFheute/artikel/21/0,1367,WIRT-0-2064405,00.html  
   [22.07.2003] 
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Ein Blick über die Grenzen Deutschlands hinaus soll aufzeigen, welche 

Maßnahmen in anderen Ländern getroffen wurden, um der Steuerhinterziehung 

Einhalt zu gebieten. So liegt z.B. einer im Juli 2003 durchgeführten Studie 

zufolge die Zahl der potentiellen Steuerhinterzieher in Frankreich bei 28 %, in 

Deutschland hingegen bei 55 %.3 Die geringere Bereitschaft zur 

Steuerhinterziehung in Frankreich dürfte nicht zuletzt auf die besseren 

Ermittlungsmöglichkeiten der französischen Finanzverwaltung zurückzuführen 

sein, auf welche am Ende dieser Diplomarbeit eingegangen wird. 

 

                                                 
3 vgl. Anlage 1 
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1 Einführung - Geschichte der Umsatzsteuer 

Der akuten finanziellen Notlage des Deutschen Reiches während des Ersten 

Weltkrieges haben wir die Erschließung neuer, rasch fließender und ergiebiger 

Steuerquellen zu "verdanken". 

Das Warenumsatzstempelgesetz wurde mit Gesetz vom 26.06.1916 eingeführt. Es 

gilt als Vorläufer des heutigen Umsatzsteuergesetzes und sah die Erhebung einer 

Abgabe i.H.v. 0,1 Prozent von den Entgelten für alle Warenlieferungen vor. 

Die Finanznot nach dem Ersten Weltkrieg machte eine grundlegende 

Umgestaltung des deutschen Steuerrechts notwendig, die neben einer erheblichen 

Stärkung der Steuerkompetenz des Reiches auch ein einheitliches Steuerrecht 

brachte. Zu den wichtigsten Reichssteuern gehörten neben der Umsatzsteuer auch 

die Verbrauchsteuern.  

Die Steuerpflicht wurde mit Gesetz vom 26.07.1918 auf alle - im Rahmen einer 

selbständigen Tätigkeit - erbrachten Leistungen, mit Ausnahme der freien Berufe, 

ausgedehnt. Zugleich stieg der allgemeine Steuersatz auf 0,5 Prozent. In diesem 

Gesetz wird das erste Umsatzsteuergesetz gesehen, es handelte sich um eine 

Allphasen-Bruttoumsatzsteuer ohne Vorsteuerabzug, d.h. die Besteuerung erfolgte 

kumulativ auf jeder Produktions- oder Handelsstufe. Mit diesem Gesetz wurde 

auch eine Luxusbesteuerung - mit wechselnden Steuersätzen, je nach Produktions- 

bzw. Handelsstufe - eingeführt. Durch das Gesetz vom 24.12.1919 wurden die 

Umsätze der Freiberufler in die Besteuerung einbezogen und der allgemeine 

Steuersatz auf 1,5 Prozent erhöht. 

Die inzwischen verschiedenen Steuersätze schwankten in der Folgezeit, der 

allgemeine Steuersatz stieg nach wiederholten Änderungen 1931 auf 2 Prozent. 

Die o.g. Luxusbesteuerung wurde bereits 1926 wieder aufgehoben.4  

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde durch das Kontrollratsgesetz Nr. 15 vom 

11.02.1946 der allgemeine Steuersatz um einen Prozentpunkt auf 3 v.H. 

angehoben, mit Gesetz vom 28.06.1951 erhöhte er sich auf 4 Prozent. 

Der zweifellos tiefste Einschnitt in der Geschichte der Umsatzsteuer stellt die 

Einführung des Mehrwertsteuersystems, Allphasen-Nettoumsatzsteuer mit 

Vorsteuerabzug, im Jahre 1967 dar.  

 

 

                                                 
4 Steuermilderungsgesetz vom 31.03.1926 


